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30. Sitzung (öffentlich) 
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Düsseldorf – Haus des Landtags 

13:30 Uhr bis 14:51 Uhr 

 

Vorsitz:  Rainer Schmeltzer (SPD) 

Protokoll: Lara Jähnke 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2026 (Haushaltsgesetz 2026) 5 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/15000 

Vorlage 18/4099 (Erläuterungsband zu Einzelplan 13) 
Vorlage 18/4450 (Vermerk über das Berichterstattergespräch zu Einzelplan 13) 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Einzelplan 13 mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 

2 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 6 

 Beitrag 1: Vorbemerkungen 
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 Beitrag 2: Haushaltsrechnung 2023 

 Beitrag 3: Haushaltslage im Überblick 

 Beitrag 4: Einnahmen trotz weiter steigender Steuereinnahmen in 
Schieflage 

 Beitrag 5: Ausgaben: Aufgaben- und Ausgabenkritik weiterhin nicht 
erkennbar 

 Beitrag 6: Vermögen: Nachweis verbessert, aber immer noch unvoll-
ständig 

 Beitrag 7: Schulden: Schuldenstand gesunken – aber keine Entwar-
nung 

 Beitrag 8: Neue Möglichkeiten durch Änderungen des Grundgesetzes? 

 Beitrag 9: Fazit 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4269 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss erklärt sich mit den Stimmen aller Fraktionen mit 
dem folgenden Beschlussvorschlag des Vorsitzenden Rainer 
Schmeltzer einverstanden: Die Abschnitte 1 bis 9 des Jahres-
berichtes Teil A wurden im Ausschuss für Haushaltskontrolle 
beraten und ohne förmlichen Beschluss zur Kenntnis genommen. 

3 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 7 

 Beitrag 15: Justiz-IT: Doppelstrukturen auf den Prüfstand stellen 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4351 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 
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Es erhebt sich bei Abwesenheit der AfD-Fraktion kein Wider-
spruch gegen das vom Vorsitzenden Rainer Schmeltzer vor-
geschlagene Verfahren, diesen Beitrag wie geplant in der 
nächsten Ausschusssitzung am 16. Dezember 2025 abschlie-
ßend zu beraten und erneut im Ausschuss aufzurufen, sobald 
das Ministerium der Justiz dem Landesrechnungshof einen 
Bericht zum Sachstand der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung – 
Frist: 31. März 2026 – hat zukommen lassen. Für Letzteres 
wird eine Vorlage angefordert. 

4 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 12 

 Beitrag 19: Digitalisierung der Verwaltung: Kompetenzen stärken und 
bündeln, Strukturen verschlanken 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4352 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 

5 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 17 

 Beitrag 11: Weiterhin Mängel in der Personalverwaltung – diesmal im 
Bereich der Lehrerinnen und Lehrer 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4350 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 
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6 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 21 

 Beitrag 18: Aus dem Ministerium in eine Gesellschaft – holpriger Neustart 
der gesammelten Kunst aus Nordrhein-Westfalen 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4353 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 

* * * 
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1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-

Westfalen für das Haushaltsjahr 2026 (Haushaltsgesetz 2026) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/15000 

Vorlage 18/4099 (Erläuterungsband zu Einzelplan 13) 
Vorlage 18/4450 (Vermerk über das Berichterstattergespräch zu Einzelplan 13) 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss – federführend – sowie an die zuständigen Fachaus-
schüsse mit der Maßgabe, dass die Beratung des Personalhaus-
halts einschließlich aller personalrelevanten Ansätze im Haushalts- 
und Finanzausschuss unter Beteiligung seines Unterausschusses 
Personal erfolgt, am 17.09.2025) 

Der Ausschuss stimmt dem Einzelplan 13 mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 
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2 Teil A: Feststellungen zum Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 1: Vorbemerkungen 

  Beitrag 2: Haushaltsrechnung 2023 

  Beitrag 3: Haushaltslage im Überblick 

  Beitrag 4: Einnahmen trotz weiter steigender Steuereinnahmen in Schieflage 

  Beitrag 5: Ausgaben: Aufgaben- und Ausgabenkritik weiterhin nicht erkenn-
bar 

  Beitrag 6: Vermögen: Nachweis verbessert, aber immer noch unvollständig 

  Beitrag 7: Schulden: Schuldenstand gesunken – aber keine Entwarnung 

  Beitrag 8: Neue Möglichkeiten durch Änderungen des Grundgesetzes? 

  Beitrag 9: Fazit 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4269 

Der Ausschuss erklärt sich mit den Stimmen aller Fraktionen mit 
dem folgenden Beschlussvorschlag des Vorsitzenden Rainer 
Schmeltzer einverstanden: Die Abschnitte 1 bis 9 des Jahres-
berichtes Teil A wurden im Ausschuss für Haushaltskontrolle 
beraten und ohne förmlichen Beschluss zur Kenntnis genommen. 
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3 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 15: Justiz-IT: Doppelstrukturen auf den Prüfstand stellen 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4351 

LMR Dr. Jörg Rohde (LRH) berichtet: 

Das Land verfolgt seit fast 20 Jahren das Ziel, die Verwaltungs-IT zu zentralisieren. 
Aus unserer Perspektive ist das richtig und wichtig, denn Zentralisierung sorgt ge-
rade in diesem Bereich für Effizienz, spart Kosten und hilft dabei, dem Fachkräfte-
mangel zu begegnen. 

Trotzdem bestehen bis heute Doppelstrukturen, und das auch in der Justiz. Dort 
gibt es zwei IT-Dienstleister – zum einen den allgemeinen IT-Dienstleister des Lan-
des, IT.NRW, und zum anderen den justizeigenen IT-Dienstleister, den ITD. Letzte-
ren haben wir uns genauer angesehen. 

Das zentrale Ergebnis unserer Prüfung ist, dass die Wirtschaftlichkeit des IT-Dienst-
leisters aus unserer Perspektive bislang nicht nachgewiesen worden ist. Bis heute 
wurde nämlich keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, die wir für erforderlich halten, 
durchgeführt. Wir haben empfohlen, diese auf den Weg zu bringen. 

Aus dem Bereich der Justiz wurde in diesem Zusammenhang früher darauf hinge-
wiesen, dass die Justiz aus Verfassungsgründen zwingend einen eigenen IT-
Dienstleister benötige. Diese Argumentation ist allerdings schon seit längerer Zeit 
überholt und wird nach unserem Verständnis seitens des JM in dieser Form heute 
auch nicht mehr vertreten. Mit anderen Worten: Es gibt keine verfassungsrechtliche 
Notwendigkeit für einen eigenen IT-Dienstleister der Justiz. Es wären andere Mo-
delle denkbar, und das wäre aus unserer Perspektive im Rahmen einer Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung zum ersten Mal näher zu überprüfen. 

Der aktuelle Stand ist, dass das Justizministerium zugesagt hat, eine Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung durchzuführen. Konkrete Einzelheiten, etwa zum Zeitplan, zum 
Vorgehen oder dazu, wer die Untersuchung durchführen soll, liegen bislang aber 
noch nicht vor. Wir bleiben an dem Thema dran und werden die Umsetzung dieser 
Zusage weiterverfolgen. 

Er könne es nachvollziehen, dass der Landesrechnungshof angesichts zweier IT-Dienst-
leister für das Justizressort eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung anmahne, und begrüße 
es, dass das Ministerium der Justiz nun eine anstoßen wolle, so Simon Rock (GRÜNE). 

Vom Justizministerium erbitte er Auskunft darüber, welche konkreten Maßnahmen für 
eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung bereits ergriffen worden seien, wann diese erfolgen 
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solle und was das Ministerium von dem Vorschlag des Landesrechnungshofs halte, die 
IT für das Justizressort an IT.NRW auszulagern, aber die Fachaufsicht zu übernehmen.  

Mit dem ITD fänden Gespräche statt, um mit Rücksicht auf Abhängigkeiten von betrieb-
lichen Aufgaben zu identifizieren, bei welchen zusammengearbeitet werden könnte, be-
richtet MR Dr. Christian Herzberg (JM). Dadurch werde für die Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung eine Grundlage geschaffen, für die alle weiteren Maßnahmen veranlasst 
würden, sobald verlässliche Arbeitsübertragungen konkretisiert worden seien. 

Er begrüße zwar die geplante Durchführung einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, 
vermute aber, dass der Beitrag des Landesrechnungshofes nur einen Teileinblick er-
mögliche, stellt Dirk Wedel (FDP) fest.  

Von Interesse sei, wie umfassend der Landesrechnungshof geprüft habe. Beispielsweise 
umfasse der Geschäftsbereich des Ministeriums der Justiz die Gerichte und Staatsan-
waltschaften sowie den Justizvollzug, und die zwei bestehenden IT-Dienstleister könnten 
daher rühren, dass beide jeweils für einzelne Bereiche zuständig seien. 

Der justizeigene Dienstleiter ITD sei auch für den Verfassungsgerichtshof für das Land 
Nordrhein-Westfalen zuständig. Daher frage er sich, ob der Landesrechnungshof geprüft 
habe, inwieweit dieser von einer Umstrukturierung der IT-Strukturen betroffen wäre. 

Ihn interessiere, ob der Landesrechnungshof eine Prüfung der IT-Organisation des 
Landtags geplant habe. Schließlich verfüge der Landtag als erste Staatsgewalt mit Fug 
und Recht über eine eigene IT-Organisation. Gleiches gelte für die Exekutive als 
zweite Staatsgewalt, und er wundere sich, warum die Legislative als dritte Staatsge-
walt dann nicht auch über einen eigenen IT-Dienstleister verfügen solle. 

Da das Land seit 20 Jahren eine Zentralisierung der IT-Struktur anstrebe, wolle er 
wissen, ob der Landesrechnungshof auch die Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit des 
Rechenzentrums der Finanzverwaltung geprüft habe. 

Hinsichtlich der IT im Justizbereich beständen neben Strukturen innerhalb der nord-
rhein-westfälischen Landesverwaltung auch länderübergreifende sowie Strukturen auf 
Bundesebene. Ein Beispiel sei der E-Justice-Rat mit seiner integrierten Arbeitsgruppe 
„Bund-Länder-Kommission für Informationstechnik in der Justiz“. Er frage, zu welcher 
Ebene es seitens des Justizressorts mehr Beziehungen gebe. 

Ob es sinnvoll sei, dass die Zuständigkeit für bestimmte Bereiche beim ITD liege, sei 
nicht geprüft worden, antwortet LMR Dr. Jörg Rohde (LRH). IT.NRW nehme aber 
bereits Aufgaben für das Justizressort wahr, darunter das Mahnverfahren und Regis-
tersachen. IT.NRW betreibe auch das Landesverwaltungsnetz. Erfahrungsgemäß 
könne IT.NRW für verschiedenste Ressorts mit unterschiedlichen Anforderungen Auf-
gaben wahrnehmen. 

Auswirkungen auf den Verfassungsgerichtshof seien nicht Gegenstand der Prüfung 
gewesen. Der Landesrechnungshof habe sich nicht damit beschäftigt, welche Fragen 
die Prüfung aufwerfen könnte, und dürfe dies womöglich auch nicht. 
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Neben dem Landtag lägen auch das Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste und 
das Rechenzentrum der Finanzverwaltung in seinem Prüfungsgebiet. Prüfungen seien 
dort nicht geplant, wären aber eine Überlegung wert. 

Bestehende länderübergreifende Strukturen habe der Landesrechnungshof bei der 
Prüfung nicht berücksichtigt. Es müsse erst einmal geprüft werden, ob die Aufgaben 
des ITD von einem anderen Dienstleister wirtschaftlich genauso gut oder sogar besser 
wahrgenommen werden könnten oder ob ein eigener Dienstleister für die Justiz bei-
behalten werden sollte. Dabei spielten die Strukturen aber eine Rolle. 

Zwar beständen seitens des Landesrechnungshofs Zweifel an der Wirtschaftlichkeit 
der derzeitigen IT-Organisation im Justizressort, diese sei aber nicht weiter geprüft 
worden. Deshalb treffe der Landesrechnungshof explizit keine Aussage zur Wirtschaft-
lichkeit, sondern mahne an, die notwendige, bislang aber ausgebliebene Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung nachzuholen. 

Dirk Wedel (FDP) fragt nach, ob der Landesrechnungshof andere Rechtsauffassun-
gen hinsichtlich der IT-Struktur der Justiz bei der Prüfung berücksichtigt habe. Zum 
Zeitpunkt der Gründung des ITD am 1. Januar 2014 habe eine Rechtsauffassung ge-
lautet, dass eine Zentralisierung der IT-Struktur der Legislative bei einer Organisation 
der Exekutive verfassungswidrig sei – er verweise auf einen Beitrag des damaligen 
Präsidenten des Verfassungsgerichtshofs Dr. Michael Bertrams aus dem Jahr 2010 in 
den NWVBl. Dies könnte die damals nicht erfolgte Wirtschaftlichkeitsuntersuchung er-
klären. Er halte es allerdings für nachvollziehbar, dass diese nun nachgeholt werde. 

Er verstehe die Auffassung des Landesrechnungshofes so, dass eine Zentralisierung 
der IT-Struktur bei IT.NRW erfolgen müsste, sofern die Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung ergebe, dass dies wirtschaftlicher wäre. Ihn interessiere, ob der Landesrech-
nungshof die Wirtschaftlichkeit für das alleinige Kriterium halte. Schließlich könnte es 
verfassungsrechtliche Gründe geben, die dagegensprächen, die IT-Strukturen der Le-
gislative und Judikative bei der Exekutive zu zentralisieren. 

Trotz der von Dirk Wedel (FDP) angesprochenen Rechtsauffassung – unabhängig da-
von, für wie überzeugend diese gehalten werde –, hätte eine Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung durchgeführt werden müssen, erwidert LMR Dr. Jörg Rohde (LRH). Darüber 
hinaus habe das Bundesverfassungsgericht dieser Rechtsauffassung im Rahmen der 
sogenannten Netzklagen noch vor Gründung des ITD widersprochen, siehe BVerfG, 
Beschluss vom 17.01.2013 – 2 BvR 2576/11. Der Landesrechnungshof werfe die aus-
gebliebene Wirtschaftlichkeitsuntersuchung niemandem vor, mahne aber eben an, 
diese nun nachzuholen. 

Sofern die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ergäbe, dass IT.NRW die Aufgaben des 
ITD wirtschaftlicher erfüllen könnte und keine zwingenden verfassungsrechtlichen 
Gründe gegen eine solche Zentralisierung vorlägen, spräche nichts dagegen, IT.NRW 
die Aufgaben zu übertragen. Er halte das für verfassungsrechtlich eindeutig und sähe 
dann auch nicht den Vorrang des Rechts verletzt. Dies sage er als Jurist, der in der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit tätig gewesen sei. 
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Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) fragt den Landesrechnungshof und das Ministerium der 
Justiz, wie andere Bundesländer die IT im Justizressort organisierten, ob es dort einen 
oder mehrere IT-Dienstleister gebe und ob gewisse Aufgaben aufgrund anderer 
Gründe nicht zentralisiert worden seien. 

Diese Fragestellung habe der Landesrechnungshof nicht untersucht, informiert LMR 
Dr. Jörg Rohde (LRH). In anderen Bundesländern, zum Beispiel Bremen und Schles-
wig-Holstein, ermöglichten Gesetze aber eine Zentralisierung der IT der Justiz bei einem 
zentralen IT-Dienstleister. Teilweise sei dort eine Zentralisierung erfolgt, er wisse aber 
nicht, ob und in welchem Umfang trotzdem Aufgaben bei der Justiz verblieben seien. 

In anderen Bundesländern würden verschiedene Konstellationen gewählt, ergänzt 
MR Michael Stinn (JM). In einigen Bundesländern bestehe die Möglichkeit einer Zent-
ralisierung. In manchen Bundesländern obliege die Zuständigkeit für die IT-Justiz wie 
in Nordrhein-Westfalen eigenen Dienstleitern: in Niedersachsen dem Zentralen IT-Be-
trieb Niedersächsische Justiz und in Bayern dem Rechenzentrum des Bayerischen 
Landesamts für Steuern. 

Frank Börner (SPD) erkundigt sich beim Ministerium der Justiz, wie die Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung gestaltet werden solle, bei wem im Ministerium die Zuständig-
keit liege sowie nach einem Zeitplan, insbesondere hinsichtlich der Ergebnisse. 

Entsprechend der Empfehlung des Landesrechnungshofes sowie des Ministeriums für 
Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung, die Expertise Dritter einzuholen, plane 
das Ministerium für die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung eine Ausschreibung, führt 
MR Michael Stinn (JM) aus. 

Da das Ministerium derzeit noch Gespräche mit dem ITD führe, liege noch kein kon-
kreter Zeitplan vor. Der Bitte des Landesrechnungshof nach einem Bericht über den 
Sachstand und die Beauftragung bis zum 31. März 2026 werde das Ministerium nach-
kommen; dann würden konkrete Informationen vorliegen. 

Bernd Krückel (CDU) erbittet die Auskunft, ob es in weiteren Landesministerien IT-
Parallelstrukturen wie im Justizressort gebe. 

Die Staatskanzlei, das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung 
und das Ministerium für Kultur und Wissenschaft hätten ihre IT-Strukturen bereits kom-
plett an IT.NRW ausgelagert, berichtet LMR Dr. Jörg Rohde (LRH). Es gebe in fast 
jedem Ministerium IT-Parallelstrukturen. Beispiele seien das Rechenzentrum der Finanz-
verwaltung sowie das Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste. 

Die bestehenden Insellösungen seien darauf zurückzuführen, dass die technischen 
Möglichkeiten früher geringer gewesen seien und Rechenzentren somit weniger Auf-
gaben hätten wahrnehmen können. Daher könne die nun gewünschte Zentralisierung 
nicht in der gewünschten Geschwindigkeit vonstattengehen. 
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Wo und in welchem Umfang sich Parallelstrukturen entwickelt hätten sowie ob diese 
gerechtfertigt seien, habe der Landesrechnungshof nicht untersucht; das müsste ge-
prüft werden. 

Die CDU-Fraktion wolle abwarten, ob auf Basis der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
des Ministeriums für Justiz Rückschlüsse auf weitere Parallelstrukturen gezogen wer-
den könnten, teilt Bernd Krückel (CDU) mit. 

Es erhebt sich bei Abwesenheit der AfD-Fraktion kein Wider-
spruch gegen das vom Vorsitzenden Rainer Schmeltzer vor-
geschlagene Verfahren, diesen Beitrag wie geplant in der 
nächsten Ausschusssitzung am 16. Dezember 2025 abschlie-
ßend zu beraten und erneut im Ausschuss aufzurufen, sobald 
das Ministerium der Justiz dem Landesrechnungshof einen 
Bericht zum Sachstand der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung – 
Frist: 31. März 2026 – hat zukommen lassen. Für Letzteres 
wird eine Vorlage angefordert. 

Die abschließende Beratung finde wie geplant in der Ausschusssitzung am 16. Dezem-
ber 2025 statt, informiert Vorsitzender Rainer Schmeltzer. Beschlussvorschläge müssten 
bis zum 11. Dezember 2025 eingereicht werden. 
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4 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 19: Digitalisierung der Verwaltung: Kompetenzen stärken und bündeln, 
Strukturen verschlanken 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4352 

LMR Dr. Jörg Rohde (LRH) berichtet: 

Eine moderne und leistungsfähige IT ist für unser Land von zentraler Bedeutung, 
was wir gerade eben schon im Zusammenhang mit der Justiz-IT gemerkt haben. 
Sie ist am Ende das Rückgrat einer effizienten, bürgernahen und zukunftsfähigen 
Verwaltung, und sie trägt entscheidend dazu bei, dass die Verwaltung als Ganzes 
funktioniert. 

Gleichzeitig stehen wir vor zentralen Herausforderungen. Der technologische Wan-
del ist rasant; die Sicherheitsanforderungen nehmen zu; digitale Lösungen entwi-
ckeln sich ständig weiter. Das verlangt nach Flexibilität und vor allen Dingen nach 
schnellen und zügigen Entscheidungen. Dafür brauchen wir klare Zuständigkeiten 
und einfache Entscheidungsstrukturen. 

Der Landesrechnungshof hat die IT-Steuerung im Land geprüft. Unser Fazit lautet: 
Die Abstimmungsprozesse zwischen den Ministerien sind teilweise zu komplex, und 
diese Komplexität hemmt nach unserer Auffassung den Fortschritt. Deshalb emp-
fehlen wir, die Entscheidungs- und Steuerungskompetenzen des CIO zu erweitern 
und Entscheidungswege zu vereinfachen. Der CIO sollte mehr Entscheidungskom-
petenzen sowie mehr Informations- und Kontrollrechte erhalten und eine stärkere 
politische wie strategische Rolle spielen. 

Alle an der Prüfung beteiligten Stellen haben sich außerordentlich kooperativ ge-
zeigt. Unsere Empfehlungen werden dem Grunde nach befürwortet und begrüßt. 
Bisher gibt es aber keine konkrete Umsetzung. Ein sichtbarer Fortschritt ist aus un-
serer Sicht noch nicht erkennbar. 

Bezug nehmend auf die beim vorherigen Tagesordnungspunkt von LMR Dr. Jörg Rohde 
(LRH) geäußerte Auskunft, dass bislang nur drei Ressorts ihre komplette IT an IT.NRW 
ausgelagert hätten, stellt Simon Rock (GRÜNE) die Sinnhaftigkeit einer Zentralisie-
rung der weiteren IT der Landesverwaltung bei IT.NRW auf einmal infrage. Angesichts 
der Vielzahl der Insellösungen – die Finanzverwaltung nehme angesichts des Digitali-
sierungsvorhabens KONSENS eine Sonderrolle ein – halte er ein solches Vorgehen 
für zum Scheitern verurteilt. 
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Ihn interessiere, ob der Landesrechnungshof und das Ministerium für Heimat, Kom-
munales, Bau und Digitalisierung eine ressortweise Auslagerung – angefangen mit 
einzelnen Ressorts im Rahmen von Pilotprojekten – der IT an IT.NRW als möglich 
erachteten. 

Eine möglichst zeitnahe Zentralisierung der IT bei IT.NRW spiele als Ausgangsüber-
legung zwar eine Rolle, es handele sich dabei aber nicht um das Kernanliegen dieser 
Prüfung, erläutert LMR Dr. Jörg Rohde (LRH). Die Prüfung habe einen Überblick darüber 
verschaffen sollen, wer für die IT-Struktur des Landes die maßgeblichen Entscheidun-
gen treffe und die Rahmenbedingungen setze sowie wie die Entscheidungsstrukturen 
ausgestaltet seien. 

Die Entscheidungsstrukturen müssten vereinfacht werden, da die derzeitigen zu kom-
pliziert seien und zu lange dauerten; darüber bestehe mit dem Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung Einigkeit. Dies würde aber keine sofortige, kom-
plette Zentralisierung bei IT.NRW erfordern. 

Der Landesrechnungshof und das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Di-
gitalisierung befänden sich hinsichtlich des Prüfungsberichts derzeit noch im kontra-
diktorischen Verfahren, welches er als sehr konstruktiv empfinde, ergänzt RB’r Georg 
Lucht (Abteilungsleiter MHKBD). Der Landesrechnungshof habe bis Ende Januar 
2026 Stellungnahmen und Prüfungen erbeten. Nach internen Abstimmungen würden 
den Ressorts in der morgigen E-Government-Ratssitzung bereits erste Vorschläge un-
terbreitet werden. Das Ministerium sei auf einem guten Weg. 

Für die wenigen genannten Ministerien habe die Auslagerung der IT an IT.NRW in der 
Migration von Arbeitsplatzrechnern und der Office-Anwendungen bestanden. In der 
Breite beträfe die Zentralisierung eine Reihe vielfältiger IT-Strukturen der Ressorts. 
Beispielsweise betreibe IT.NRW schon heute verschiedenste Fachverfahren und Ähn-
liches. 

Vanessa Odermatt (CDU) interessiert die Einschätzung des Landesrechnungshofs, 
ob die Konflikte rund um eine durchaus sinnvolle Zentralisierung der IT von techni-
schen Aspekten oder vom Ressortprinzip nach Art. 55 Abs. 2 Landesverfassung Nord-
rhein-Westfalen – in den Ministerien würden möglicherweise Eingriffe in Entscheidun-
gen befürchtet – herrührten. 

Letzteres sei der Fall, antwortet LMR Dr. Jörg Rohde (LRH). Das Argument des Res-
sortprinzips würde häufig reflexartig vorgebracht, halte einer Einzelfallprüfung in vielen 
Fällen aber nicht stand. 

Der Landesrechnungshof habe in den Prüfungsmitteilungen Vorschläge zur Verteilung 
der Verantwortlichkeiten zwischen dem CIO und den Fachressorts unterbreitet. Grund-
sätzlich sollten Entscheidungen über inhaltliche Systemanforderungen weiterhin den 
Fachressorts obliegen, während der CIO über Basiskomponenten entscheiden sollte. 
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Laut eines Vorschlags könnte das jeweilige Fachressort auch zukünftig über die inhalt-
liche Ausgestaltung – dies betreffe beispielsweise die Auswahl Verfahrensbeteiligter, 
die Aufgabenverteilung, die Bestimmung zu verarbeitender Daten und erforderliche 
Sicherheitsanforderungen – sowie inhaltliche Funktionen wie Web-Anwendungen mit 
Bezahlfunktion entscheiden. Der CIO dagegen würde über technische Komponenten 
und Standards wie über das Web-Serversystem, den jeweiligen Bezahlservice sowie 
den Betriebsort des IT-Verfahrens – beispielsweise in einem Rechenzentrum oder im 
Ministerium – entscheiden. 

In einem Annex zu den Prüfungsmitteilungen sei der Konflikt zwischen dem Ressort-
prinzip und verbindlichen Vorgaben durch den CIO rechtlich aufgearbeitet worden. Da-
rin ständen weitere Vorschläge, wie der CIO mehr Steuerungsmöglichkeiten als bisher 
erhalten könne, auch wenn sich die Abstimmung bei Einzelheiten durchaus schwierig 
gestalte. Der Landesrechnungshof halte die Vorschläge für überzeugend, und der CIO 
befürworte diese wohl ebenfalls. In vielen Ministerien jedoch werde dies anders gese-
hen und häufig reflexartig Art. 55 Abs. 2 der Landesverfassung vorgebracht. 

Angesichts der auf Seite 199 des Jahresberichts 2025 des Landesrechnungshofs bild-
lich dargestellten Struktur der Entscheidungswege der Gremien der IT-Steuerung halte 
er es für nachvollziehbar, dass die Struktur historisch gewachsen, angesichts der Kom-
plexität aber dysfunktional sei, stellt Dirk Wedel (FDP) fest. Er könne die Notwendig-
keit einer Vereinfachung nachvollziehen, frage das Ministerium für Heimat, Kommuna-
les, Bau und Digitalisierung aber, wie diese ausgestaltet werden solle. 

Hinsichtlich der Auskunft- und Kontrollrechte sowie den Entscheidungsstrukturen habe 
er den Landesrechnungshof so verstanden, dass sich bei einer Zentralisierung mit den 
Ressorts ins Benehmen gesetzt werden müsste, diese aber nicht mehr ihre Zustimmung 
erteilen müssten. Das würde bedeuten – IT-Fragen seien immer Machtfragen –, dass 
IT-Strukturen von der IT geprägt wären und sich die Ressorts organisatorisch anpassen 
müssten. Eine solche Konstellation werfe Fragen auf. 

Da der CIO im Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung angesie-
delt sei, wundere ihn die Befürwortung der Zentralisierung aufseiten des Ministeriums 
nicht. Er frage, ob es Kontakt zu anderen Ministerien gegeben habe. 

Da die Entscheidungswege der IT-Struktur unbenommen kompliziert seien, stimme 
das Ministerium dem Landesrechnungshofe zu, dass diese hinterfragt, verändert, moder-
nisiert und verschlankt werden müsse, so RB’r Georg Lucht (Abteilungsleiter MHKBD). 
Zwar gebe es Fortschritte, aber noch keine Beschlüsse. Ein erster Vorschlag werde 
bei der morgigen E-Government-Ratssitzung vorgestellt. 

Er könne ein Handout zu den Vorschlägen des Landesrechnungshofs aus den Prü-
fungsmitteilungen für eine deutliche Vereinfachung der Strukturen – der Einfachheit 
halber und im Hinblick auf den Austausch mit dem Ministerium habe er auf die Vorstel-
lung im Ausschuss verzichtet – verteilen, fügt LMR Dr. Jörg Rohde (LRH) hinzu. 
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Die Vorschläge zu den Auskunfts- und Kontrollrechten ließen sich darauf zurückfüh-
ren, dass der CIO die praktische Umsetzung von Beschlüssen des E-Government-
Rates derzeit nur schwierig nachvollziehen könne und auf das Wohlwollen, die Zuar-
beit der Ressorts angewiesen sei. Den Vorschlägen ähnliche Regelungen gälten be-
reits in anderen Bundesländern. 

Das Ziel der Regelung, Ressorts ins Benehmen zu setzen, sei keine von der IT getrie-
bene Verwaltung – dieser Zustand werde nicht eintreten –, sondern, den gordischen 
Knoten zu lösen und die Digitalisierung zu beschleunigen. Dies werde durch die der-
zeitigen Entscheidungswege behindert. Er habe gerade bereits aufgezeigt, wie der 
CIO zentrale Vorgaben machen könnte und sollte, ohne dabei in die Ressorthoheit 
einzugreifen. 

Neben dem Ministerium habe der Landesrechnungshof für die besagte Prüfung mit 
IT.NRW gesprochen. 

Es handele sich bei dieser Prüfung nicht um die erste zu dem Thema. 2015 sei das 
Programm „Digitale Verwaltung NRW“ geprüft worden. Dazu sei dem Landtag ein Be-
ratungsbericht zugegangen; gleiches gelte für den Beratungsbericht zur IT-Sicherheit, 
den auch die Landesregierung erhalten habe. Mit dem Hinweis, dass es dem CIO an 
Steuerungsmöglichkeiten fehle, hätten sich weder der Landtag noch die Landesregie-
rung weiter befasst. Daher habe der Landesrechnungshof die Notwendigkeit gesehen, 
erneut zu prüfen, und die Prüfung im Ministerium habe ergeben, dass frühere Annah-
men und Empfehlungen nicht falsch gewesen seien und dass die IT-Steuerung nicht 
gut funktioniere. 

Er gehe davon aus, dass die Ergebnisse über das Ministerium hinaus in der Landes-
regierung bekannt seien. Insbesondere das Ministerium der Finanzen habe Interesse 
gezeigt. 

Das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung habe bereits im 
Jahr 2024 eine Reform der Gremien in Aussicht gestellt, die zur Bildung von zwei weiteren 
Gremien geführt habe, schließt Präsidentin des Landesrechnungshofs Prof.’in 
Dr. Brigitte Mandt an. Sie verweise diesbezüglich auf den vorletzten Absatz auf Seite 
203 des Jahresberichts 2025. Sie würde es begrüßen, wenn die Anregungen des Lan-
desrechnungshofs im Rahmen der vom Ministerium in Aussicht gestellten Umstruktu-
rierung eine Reduzierung der Gremien anstelle einer Zunahme zur Folge hätte. Sie 
bitte das Ministerium darum, dies dem Landesrechnungshof dann darzulegen. 

Simon Rock (GRÜNE) fragt, wie sich die Staatskanzlei dazu verhalten habe, dass 
nach dem Landesrechnungshof die Ressorts mit dem Ziel, den CIO zu stärken, nicht 
mehr ins Einvernehmen, sondern ins Benehmen gesetzt werden sollten. Die Zustim-
mung des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung und des CIO 
dazu überrasche nicht. 

Die Staatskanzlei habe sich dazu verhalten, allerdings auf das Bundesministerium für 
Digitales und Staatsmodernisierung hingewiesen, sagt LMR Dr. Jörg Rohde (LRH). 
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Es solle beobachtet werden, wie sich das Ministerium entwickle und welche Kompe-
tenzen das Ministerium bzw. der Minister erhalte. Die Staatskanzlei plane, sich dann 
mit dem Landesrechnungshof über eine Beschleunigung sowie über die Stärkung der 
Entscheidungsrechte auszutauschen. 

Die abschließende Beratung finde in der Ausschusssitzung am 16. Dezember 2025 
statt, informiert Vorsitzender Rainer Schmeltzer. Beschlussvorschläge müssten bis 
zum 11. Dezember 2025 eingereicht werden. 
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5 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 11: Weiterhin Mängel in der Personalverwaltung – diesmal im Be-
reich der Lehrerinnen und Lehrer 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4350 

Vizepräsident des Landesrechnungshofs Michael Kisseler berichtet: 

Wir haben im Bereich der Lehrkräfte eine Follow-up-Prüfung – so nenne ich sie 
mal – zu zwei größeren Prüfungen im Personalbereich vorgenommen, die wir Ihnen 
in den Jahresberichten 2020 und 2021 vorgestellt haben. Die eine war zum breiten 
Feld der Zulagen und die andere zu Erstattungen nach dem AAG, nach dem Gesetz 
über den Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen für Entgeltfortzahlung. Nach den 
beiden Prüfungen haben wir abgewartet, wie die Verwaltungen darauf reagieren. 

2021 gab es dann einen Runderlass des FM, der darin eine Sensibilisierung der Ein-
richtungen der personalaktenführenden Stellen in Aussicht stellte und nachdrücklich 
empfohlen hat – das ist von Relevanz –, dafür ein flächendeckendes Controlling vor-
zusehen. Deswegen haben wir uns den Bereich der Lehrkräfte, der ein sehr großer, 
personalintensiver Bereich der Landesverwaltung ist, angeschaut. Anhand einer klei-
nen, mengenmäßig kleinen Stichprobe haben wir geprüft, ob diese ersten Maßnah-
men, die angekündigt und zum Teil auch umgesetzt wurden, gegriffen haben. 

Bei der Prüfung im Bereich der Lehrkräfte waren wir bei den Bezirksregierungen, 
ein Stück weit aber auch bei den Schulämtern, und wir haben in beiden Bereichen 
festgestellt, dass immer noch Luft nach oben ist. Wir haben hinsichtlich der Zulagen 
festgestellt, dass es bei 10 % der geprüften Fälle – das ist vielleicht ein kleiner An-
teil, aber denken Sie an das Potenzial, das in allen Fällen steckt – immer noch die 
gleichen Fehlerquellen gibt und bei diesen 10 % immerhin rund 265.000 Euro un-
rechtmäßig erbrachte Leistungen festzustellen waren. 

In dem anderen Bereich, Erstattungen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz, 
haben wir bei 13 % der geprüften Mutterschutzfälle feststellen müssen, dass ein-
fach nicht daran gedacht wurde, sich die Erstattungen von den Krankenversiche-
rungen zu holen, oder dies nicht getan wurde. Das betrifft immer den Bereich der 
Beschäftigungsverbote, die in der Regel bei Schwangerschaftsbefreiungen nach 
der Mutterschutzzeit oder in Verbindung mit der Mutterschutzzeit anfallen. 

Wir haben daraufhin das Schulministerium – logischerweise –, das Innenministe-
rium, welches die Dienstaufsicht über die Bezirksregierungen hat, und das FM, das 
die Umsetzung auf der LBV-Schiene zu verantworten hat, angesprochen und mit 
den Feststellungen konfrontiert. Die Rückmeldungen lauteten, dass einiges im 
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Fluss sei und es jeweils Sensibilisierungserlasse der drei genannten Ressorts ge-
geben habe. Es wurde vom IM und vom MSB aber auch auf das FM hingewiesen, 
dessen Aussage laute, dass es aufgrund von Schwierigkeiten mit den Ressortzu-
ständigkeiten kein verpflichtendes, flächendeckendes Controlling – wir sehen das 
als notwendig an – anordnen wolle. 

Wir als LRH sind der Meinung, dass ein solches Controlling durchaus denkbar ist. 
Weil das Zulagenwesen sehr ausgeprägt ist, macht es gerade da Sinn – denken Sie 
an die frühere Prüfung; davon waren noch viel mehr Einrichtungen betroffen –, das 
nicht nur zu evaluieren und zu überarbeiten, sondern auch die Abläufe zwischen den 
einzelnen Stellen durch ein Controlling, durch ein technisches Verfahren, durch das 
die eine Seite auch eine Rückmeldung von der anderen Seite bekommt, abzusichern. 

Dirk Wedel (FDP) bittet den Landesrechnungshof um eine Einschätzung, wie viel der 
unrechtmäßig gewährten Dienstbezüge und Entgelte aufgrund der Verjährungsfristen 
nicht wieder vereinnahmt werden könnten bzw. wie hoch die Ausfallquote aus Rechts-
gründen sei. Von 264.000 Euro seien bislang 49.000 Euro wieder vereinnahmt worden. 

Hinsichtlich der Anregung, ein verpflichtendes Controlling einzuführen, frage er den 
Landesrechnungshof und das Ministerium der Finanzen, wer nach dem Geschäftsver-
teilungsplan der Landesregierung dafür zuständig wäre. Seinem Eindruck nach fühle 
sich dafür nämlich niemand zuständig.  

Hinsichtlich der unrechtmäßig gewährten Dienstbezüge und Entgelte laufe noch das Be-
antwortungsverfahren, berichtet Vizepräsident des Landesrechnungshofs Michael 
Kisseler. Der Landesrechnungshof habe darum gebeten, über weitere Entwicklungen 
informiert zu werden; dies schließe eine Angabe zur Ausfallquote ein. 

Die Zuständigkeit für die Zahlbarmachung liege wesentlich in der Zuständigkeit des 
Ministeriums der Finanzen. Bezüglich des Controllings verwiesen das Ministerium des 
Innern und das Ministerium für Schule und Bildung auf das Ministerium der Finanzen, 
das wiederum vertrete die Auffassung, es müsse eine gemeinsame Regelung gefun-
den werden. 

Aus seiner Sicht spräche nichts dagegen, in einem gemeinsamen Runderlass aller 
Ressorts unter Federführung des Ministeriums der Finanzen eine Regelung zu tref-
fen – auch unter Berücksichtigung der im Jahresbericht 2020 vorgestellten Prüfung. 
Ein solcher Runderlass ermöglichte es, neben den Lehrkräften auch andere Bereiche, 
die damals ebenfalls bereits geprüft worden seien, abzudecken und die noch ausste-
hende Evaluation des Zulagenwesens zu berücksichtigen. 

Die Zuständigkeit für die Einführung eines Controllings liege nicht beim Ministerium 
der Finanzen, führt ORR’in Bianca Smacka (FM) aus. Das Ministerium könne dazu 
weder im Rahmen der Rechts- und Fachaufsicht über das Landesamt für Besoldung 
und Versorgung noch als das für Besoldungsrecht zuständige Ressort Vorgaben ma-
chen, da das die Binnenorganisation der einzelnen Ressorts betreffe. 
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Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) fragt, warum das Ministerium der Finanzen dies für eine 
binnenorganisatorische Frage der Ressorts halte. Es gebe dazu unterschiedliche Mei-
nungen. – Die Einführung eines Controllings betreffe nicht das Besoldungsrecht, son-
dern die Organisation der Abläufe der Zulagenauszahlung, weshalb die jeweils fachauf-
sichtführenden Stellen dafür zuständig seien, antwortet ORR’in Bianca Smacka (FM). 

Da der Landesrechnungshof aufgrund der aufzeigten Probleme nachvollziehbarerweise 
eine Überarbeitung des Zulagenwesens gefordert habe, erfragt Dr. Gregor Kaiser 
(GRÜNE), wie dieses so gestaltet werden könne, dass es nicht mehr koste, es keine 
Verliererinnen und Verlierer hervorbringe und das Controlling einfacher werde. 

Der Schlüssel liege darin, die Beteiligten dafür zu gewinnen, das Zulagenwesen zu 
vereinfachen, zusammenzuführen und auf einzelne Zulagen zu verzichten, erläutert 
Vizepräsident des Landesrechnungshofs Michael Kisseler. Ein Mittel könnten 
Übergangsregelungen sein. 

Im Jahresbericht 2020 habe der Landesrechnungshof aufgezeigt, wie zersplittert und 
umfassend das Zulagenwesen sei. Sehr detaillierte Regelungen gälten teilweise nur für 
einen kleinen Anwendungskreis. Schichtzulagen stellten sich noch als relativ einfach 
dar. Die Anwendung von Bergmannszulagen sei beispielsweise verschwindend gering. 

Die Schwierigkeit bestehe darin, die Bestimmungen in ein allen Interessen gerecht 
werdendes Regelungswerk zusammenzuführen. Zudem hätten sich Fehler in der 
Rechtsanwendung verstetigt. Vorschriften seien entweder nicht bekannt oder würden 
falsch angewendet. 

Zulagen würden aus verschiedenen Gründen gewährt, merkt Dirk Wedel (FDP) an. 
Manche basierten auf einem Gesetz: Beispielsweise erhalte jeder, der in einer Justiz-
vollzugsanstalt arbeite, eine Gitterzulage. Andere Zulagen folgten Einzelfallentschei-
dungen: Etwa würden Leistungszulagen aufgrund erbrachter Arbeitsleistung oder an-
derer Gründe individuell gewährt. Da schließlich nicht das Ministerium der Finanzen in 
einem Einzelfall über eine Zulage entscheide, halte er es nicht für abwegig, dass das 
Zulagenwesen der jeweiligen Fachaufsicht obliege. 

Er erachte es als möglich, dass ein Runderlass, mit dem das Zulassungswesen und 
die Erfüllung von Voraussetzungen gemeinsam betrachtet werde, Zuständigkeitskon-
flikte lösen könnte. Ihn interessiere, ob der Vizepräsident des Landesrechnungshofs 
Michael Kisseler dies gemeint habe, als er von einem gemeinsamen Runderlass unter 
Federführung des Ministeriums der Finanzen sprach. 

Das Ministerium der Finanzen evaluiere zusammen mit anderen Ressorts das Zula-
genwesen, und er habe nicht gemeint, das über einen Erlass zu regeln, erwidert Vize-
präsident des Landesrechnungshofs Michael Kisseler. Das Zulagenwesen sei in 
mehreren Rechtsgrundlagen geregelt. Für fachleitende Lehrkräfte und Sonderpäda-
gogen wie stellvertretende Schulleiter regle § 55 Landesbesoldungsgesetz die Zulagen. 
Für Lehrkräfte gelte die nur wenige Paragrafen umfassende Landeszulagenverordnung. 
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Angesichts der Komplexität, der Fehleranfälligkeit und Schwierigkeiten bei der Umset-
zung, sei es unausweichlich, sich über eine Zusammenfassung des Zulagenwesens 
Gedanken zu machen. Dieser undankbaren Aufgabe müsse mit Ernsthaftigkeit begeg-
net werden, mittlerweile werde die Diskussion allerdings davon geprägt, dass niemand 
dazu bereit sei, Abstriche zu machen. 

Die abschließende Beratung finde in der Ausschusssitzung am 16. Dezember 2025 
statt, informiert Vorsitzender Rainer Schmeltzer. Beschlussvorschläge müssten bis 
zum 11. Dezember 2025 eingereicht werden. 
  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 21 - APr 18/1045 

Ausschuss für Haushaltskontrolle  04.11.2025 
30. Sitzung (öffentlich) jae 
 
 
6 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 18: Aus dem Ministerium in eine Gesellschaft – holpriger Neustart 
der gesammelten Kunst aus Nordrhein-Westfalen 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4353 

Vizepräsident des Landesrechnungshofs Michael Kisseler berichtet: 

Die Prüfung, die wir durchgeführt haben, ist eine im Bereich der Kultureinrichtungen. 
Wir hatten im Vorfeld über die Beteiligung durch das Ressort schon mitbekommen, 
dass geplant ist, eine Einrichtung des Landes in einer anderen Gesellschaftsform, 
nämlich einer gGmbH, neu auszurichten. 

Einer der maßgeblichen Zielpunkte, die damit erreicht werden sollten, war die Ver-
besserung der Ausschöpfung der wirtschaftlichen Möglichkeiten. Das heißt, dass wei-
tere Einnahmen, Einkünfte generiert werden sollten und sich die Einrichtung ein Stück 
weit neu ausrichten sowie neue Aufgaben übernehmen sollte. Dazu ist ein Business-
plan vorgegeben worden, in dem das zuständige Ressort, das MKW bestimmte Ziel-
setzungen und Erwartungshaltungen mit Zahlen und Jahren hinterlegt hat. 

Demnach sollten laut des zu dem Businessplan beigefügten Wirtschaftsplans bis 
2025 in einer bestimmten Größenordnung Erlöse aus Drittmitteln, aus dem Spon-
soring und aus dem Förderverein, der von Anfang an, früh eingerichtet werden 
sollte, erreicht werden. Diese Erträge fielen sowohl im Bereich der Drittmittel als 
auch im Bereich des Sponsorings deutlich geringer aus. Der Förderverein wurde 
immer noch nicht gegründet; dazu soll es in diesem Herbst kommen. Die Ankündi-
gung des MKW war, dass der Förderverein bis zum Herbst 2025 gegründet wird. 

Wir haben bei dieser Einrichtung festgestellt – wir stellen das im musealen Bereich 
häufig fest und haben Ihnen auch davon berichtet –, dass es an den konzeptionellen 
Grundlagen mangelte, die ein Museumsbetrieb erfordert. Die Einrichtung ist Mitglied 
im Deutschen Museumsbund und unterwirft sich damit dessen Standards. 

Das bedeutet, sich ein Leitbild zu geben, und das logischerweise von Anfang an, 
um die eigene Rolle in der Gesellschaft und den Kulturfeldern zu definieren. Daraus 
muss ein Museumskonzept abgeleitet werden, um zu wissen, wie bei der musealen 
Ausrichtung vorgegangen wird. Drittens wird parallel dazu ein Sammlungskonzept 
zu Folgendem erstellt. Was will man eigentlich einsammeln? Welche Kunst will man 
an den Standort holen? Wie grenzt man sich eigentlich von anderen Einrichtungen 
ab? Daran hat es sämtlich gefehlt. Erfreulicherweise ist uns zugesagt worden, dass 
daran schon gearbeitet wird und die Umsetzung sukzessive erfolgt. 
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Wie immer liegen auch die Klassiker vor: Im Zuwendungsverfahren trat der Fehler 
auf, dass nicht alle Einnahmen vorgelegt wurden. Im Verwendungsnachweis waren 
sie zum Teil nicht abgerechnet, standen dafür aber in der Jahresbilanz. Wenn insti-
tutionelle Förderungen geltend gemacht werden – für die Basisfinanzierung war das 
hier der Fall –, muss von jemandem, der in der Bilanzform– also: mit Ertrag und 
Aufwand – bucht, was hier der Fall ist, von Anfang an eine Übergangsrechnung 
vorgelegt werden, weil es um Einnahmen und Ausgaben geht. Die wurde nie vor-
gelegt. Dann wurde auch noch aus den wenigen Unterlagen von der Bewilligungs-
behörde die Überleitungsrechnung erstellt. Wenn man es also einmal falsch macht, 
dann läuft es auch in dem Sinne gut. 

Schlussendlich war es so, dass das Ressort seine Rolle in den Aufsichtsgremien 
nicht richtig wahrgenommen hat. Man ist jetzt noch dabei, ausstehende Geschäfts-
ordnungen zu überarbeiten bzw. zu erstellen und Ziele sowie Kennzahlen – die wa-
ren vorher auch nicht von der Bewilligungsbehörde oder dem Ressort vorgegeben, 
sondern die Einrichtung hatte sich die selbst einfallen lassen – vonseiten des Res-
sorts und vonseiten der Bezirksregierung vorzugeben.  

Die Folgestellungnahme ging auch in die Richtung, dass vieles jetzt im Prozess sei. 
Wir sind aber nach wie vor der Meinung – wir haben jetzt Ende 2025 –, dass die im 
Businessplan genannten Zahlen für die Dritterlöse im Moment nicht erreichbar zu 
sein scheinen. 

Dirk Wedel (FDP) fragt, ob die Kritikpunkte an der gGmbH daraus, dass die Gründungs-
ziele sowieso nicht erreichbar seien, oder aus der mangelhaften, schleppenden Um-
setzung resultierten. 

Er halte die wirtschaftliche Zielsetzung für problematisch, aber auch die Rahmenbe-
dingungen seien von Anfang an nicht ideal gewesen, so Vizepräsident des Landes-
rechnungshofs Michael Kisseler. Eine gGmbH müsse wirtschaftlich tragfähig sein. 
Die betroffene Einrichtung befinde sich zwar in einer von Kunst geprägten Gegend, 
diese werde aber eher weniger von kunstaffinen Menschen frequentiert. Statt der Um-
wandlung in eine gGmbH hätte sie auf andere Weise fortgeführt oder an eine sich mit 
Kunst befassende Landeseinrichtung in Düsseldorf angegliedert werden können. 

Einrichtungen müssten nicht unbedingt alle in Düsseldorf angesiedelt sein, wider-
spricht Stefan Zimkeit (SPD). 

Ihn interessiere, ob die geplanten Ausgaben getätigt worden seien. Falls ja, schließe 
er die Frage an, wie in Anbetracht der nicht wie geplant erzielten Einnahmen dann die 
Differenz gedeckt würde. 

Bezüglich der Einnahmen führt Vizepräsident des Landesrechnungshofs Michael 
Kisseler aus, dass der bisherige Auftrag gelautet habe, vom Land angeschaffte Kunst 
zu sammeln und vorzuhalten. Nach der Umwandlung in eine gGmbH solle Kunst nun 
auch ausgestellt und in Zusammenarbeit mit Künstlern erworben werden können. 
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Bei den Ausgaben handele es sich größtenteils um übliche Unternehmensausgaben 
für den Betrieb. Am freien Markt sei keine Kunst erworben worden. 

Die Einrichtung habe wie im Beitrag beschrieben einzelne Zuwendungen erhalten. 

Der Neustart der Einrichtung sei in der Tat holprig verlaufen, hält Anke Fuchs-Dreis-
bach (CDU) fest. Allerdings habe das gewünschte Wirtschaftsergebnis vielleicht des-
halb nicht erreicht werden können, weil rechtliche Aufgaben und strukturelle Aufbau-
arbeiten die geprüften Gründungsjahre 2022 und 2023 geprägt hätten. 

Sie bitte um eine Einschätzung, ob die vom Ministerium für Kultur und Wissenschaft in 
Abstimmung mit dem Ministerium der Finanzen erarbeitete Geschäftsordnung für die 
Geschäftsführung und den Aufsichtsrat eine Verbesserung der Aufsichts- und Umset-
zungspraxis darstelle. 

Beim Erstellen von Geschäftsordnungen handele es sich um einen unerlässlichen 
Schritt, der schließlich von Anfang an vorgesehen und einfach unterblieben sei, stellt 
Vizepräsident des Landesrechnungshofs Michael Kisseler klar. Er hoffe, dass sich 
nun Einiges zum Besseren wende. 

Es liege in der Verantwortung der Ressortvertreter im Aufsichtsrat, die Geschäftsfüh-
rung zu unterstützen und zu beaufsichtigen. Anstatt direkt zu Beginn habe sich der 
Aufsichtsrat erst später eine Geschäftsordnung gegeben; diese müsse nun beachtet 
werden. Die Erstellung einer Geschäftsordnung für die Geschäftsführung stehe noch 
aus. Beispielsweise auf die zeitnahe Gründung des Fördervereins sowie die Entwick-
lung des Drittmittelbereichs hätte der Aufsichtsrat intensiver beaufsichtigen müssen. 

Bernd Krückel (CDU) erkundigt sich nach der Rechtsform der Kunstsammlung vor 
der Umwandlung in eine gGmbH. – Bislang sei sie ein unselbstständiger Teil des Mi-
nisteriums für Kultur und Wissenschaft gewesen und habe dementsprechend keiner 
eigenen Rechtsform unterlegen, antwortet Vizepräsident des Landesrechnungs-
hofs Michael Kisseler. 

Die abschließende Beratung finde in der Ausschusssitzung am 16. Dezember 2025 
statt, informiert Vorsitzender Rainer Schmeltzer. Beschlussvorschläge müssten bis 
zum 11. Dezember 2025 eingereicht werden. 

gez. Rainer Schmeltzer 
 Vorsitzender 

08.12.2025/08.12.2025 
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